Checkliste ,Vorgehen bei eingehenden Vereinbarungen nach § 72 a
SGB VIII zur Einsichtnahme in erweiterte Fiihrungszeugnisse”

Flir Stammes- und Bezirksvorstande

Schritt 1: |hr bekommt einen Brief vom Jugendamt, der die fiir alle Ortsgruppen zu
unterzeichnende Vereinbarung inkl. Anlagen erhalt. Solltet ihr unsicher sei, schickt diese vor
Unterzeichnung an das Di6zesanbiro. Wir prifen sie gerne fiir euch und sagen euch, ob sie
alle wichtigen Vorgaben erhalt. Um zu schauen, wie eine Vereinbarung aussehen kann, findet

ihr hier eine Mustervereinbarung.

WICHTIG ZU WISSEN: Nach Abschluss der Vereinbarung durch Unterzeichnung habt ihr 3 Monate Zeit,

die Fiihrungszeugnisse eurer Mitglieder einzusehen, daher unser Tipp: fangt erst mit den
Vorbereitungen (Schritt 2-8) an und unterschreibt erst dann die Vereinbarung (so bleibt mehr Zeit als 3
Monate alles Nétige zu sichten und einzuholen.) Am besten informiert ihr auch zuvor eure Mitglieder,

so dass sie friihzeitig iiber den Umstand und den Grund der Vorlage des Zeugnisses Bescheid wissen.

Schritt 2: lhr sichtet eure Ortsgruppen und verschafft euch einen Uberblick iiber eure
Mitglieder und deren Altersstruktur sowie Uber eure Arbeitsschwerpunkte und konkreten

Angebote.

Schritt 3: Um zu (berprifen von wem eurer Mitglieder ihr ein erweitertes Flihrungszeugnis

bendtigt, nehmt ihr eine Einschatzung entsprechend des Priifschemas vor.

Schritt 4: lhr verfasst ein Anschreiben an eure ehrenamtlich Tatigen und legt das Formular
Beantragung Fuhrungszeugnis dazu. Am besten flgt ihr auch direkt die

Einverstandniserklarung zur Einsichtnahme und Dokumentation bei.

Schritt 5: Klart, wer bei euch im Vorstand die Filhrungszeugnisse einsieht und die

Informationen dokumentiert.



Schritt 6: Nehmt die Sichtung der euch vorgelegten Fiihrungszeugnisse vor. Bis spatestens 3

Monate nach Abschluss der Vereinbarung misstet ihr das erledigt haben.

Schritt 7: Dokumentiert bei der Sichtung der erweiterten Flihrungszeugnisse das taggenaue
Datum der Einsichtnahme und das Datum der Wiedervorlage (alle 5 Jahre). Dazu benétigt ihr
unbedingt die schriftliche Einverstandniserklarung zur Einsichtnahme und Dokumentation von

euren Mitgliedern!

Schritt 8: Den ehrenamtlichen Mitgliedern gebt ihr das erweiterte Flihrungszeugnis im

Original zuriick. Bitte keine Kopie anfertigen, die Dokumentation nach Schritt 7 reicht aus!

Schritt 9: Sobald ein Mitglied aufgibt und aus dem Verband austritt, misst ihr die
entsprechenden Formulare/Daten spatestens 3 Monate nach Beendigung der Tatigkeit

I6schen (sowohl Papier als auch digital).

Wichtige Infos zum erweiterten Fiihrungszeugnis (eFZ):

Die Verpflichtung zur Vorlage eines eFZ besteht fiir alle Personen ab 14 Jahren und ergibt sich
durch die Art, Dauer und Intensitat des Kontaktes zu Minderjahrigen wahrend der
ehrenamtlichen Tatigkeit. Ob es notwendig ist Uberprift der freie Trager (Vorstand)
eigenverantwortlich anhand eines Priifschemas.

Die Vorlage eines eFZ hat grundsatzlich vor Beginn der ehrenamtlichen Tatigkeit zu erfolgen.

Ist dies aufgrund spontanem Einsatz zeitlich nicht mdglich, so muss umgehend eine
Selbstverpflichtungserklarung der betreffenden Personen eingeholt werden. Wenn ihr bereits
ein institutionelles Schutzkonzept habt, wird die Selbstverpflichtungserklarung durch euren
Verhaltenskodex ersetzt. Die Dokumente haben dann Giiltigkeit bis eine Sichtung des eFZ
erfolgt ist. Dies muss vorgelegt werden, wenn die Mitarbeit langer als 3 Monate bzw.
wiederholt andauert.

Das eFZ darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht alter als drei Monate sein und hat eine Gultigkeit
von funf Jahren. Die Glltigkeit muss regelmaRig Gberpriift werden.

Hat die ehrenamtliche Person bereits bei einem anderen freien Trager (z.B. im Bezirk, beim
Ditzesanverband, etc.) ein eFZ vorgelegt und ist dies noch giiltig, so reicht es aus, wenn der
andere freie Trager das Vorlagedatum und Eintragsfreiheit bestatigt. In diese Abfrage muss
die betreffende Person zuvor einwilligen.



Dokumentiert werden dirfen nur das Datum des eFZ, das Datum der Einsichtnahme sowie die
Information, ob eine Eintragung liber eine Verurteilung nach §72 a Abs.1 SGB VIl vorliegt. Dies
bedarf einer vorherigen schriftlichen Einverstandniserklarung der ehrenamtlichen Person.

Spatestens drei Monate nach Beendigung der Tatigkeit miissen die Daten wieder geldscht

werden.




Musteranschreiben zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses



Lieber	XY	,

mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz) am 01.01.2012 haben sich auch Rahmenbedingungen in der Kinder- und Jugendarbeit verändert. Unsere DPSG Ortsgruppen sind seitdem an zwei Vorschriften gebunden. Zum einen an die Präventionsordnung des Erzbistums Paderborns und zum anderen die Bestimmungen unserer Kommunen. Auch wenn sich die Umsetzung in einzelnen Punkten etwas unterscheidet und ungleichzeitig geschieht, verfolgen beide gleichermaßen ein Ziel: das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu schützen. 

Auch die DPSG trägt daher die Verantwortung dafür, dass nur Personen mit der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung von Kinder und Jugendlichen betraut werden, die neben der erforderlichen fachlichen auch über die persönliche Eignung verfügen. Es darf keine Person in unseren Reihen tätig werden, die wegen einer Sexualstraftat rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Einsichtnahme in das erweitere Führungszeugnis ist ein Weg, dieser Verantwortung gerecht werden zu können. Mit eurem Engagement in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in unserer Gemeinde leistet ihr einen weiteren wichtigen Beitrag zur Prävention: Kinder und Jugendliche stark zu machen und ihnen als vertrauensvolle Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zur Seite zu stehen. 

Ob für eine ehrenamtliche Tätigkeit die Vorlage des Führungszeugnisses erforderlich ist, orientiert sich an den Kriterien Art, Dauer und Intensität des Kontaktes zu Kindern und Jugendlichen. Aufgrund deiner ehrenamtlichen Tätigkeit gehörst du zu einem Personenkreis, bei dem Art, Dauer und Intensität des Kontaktes zu Minderjährigen eine Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis notwendig macht. Wir bitten dich daher ein solches erweitertes Führungszeugnis bei der Meldebehörde deiner Kommune (Einwohnermeldeamt/Bürgerbüro) zu beantragen. Du benötigst hierfür einen gültigen Personalausweis oder Reisepass und die beiliegende Bestätigung. Eine Gebühr wird für Ehrenamtliche nicht erhoben. 

Wenn dir das Zeugnis zugeht bitten wir dich, uns dieses zur Einsichtnahme zeitnah im Original vorzulegen. Das Zeugnis darf dabei nicht älter als drei Monate sein. Nach der Vorlage verbleibt es bei dir.

Indem du die Einsichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis gewährst, leistest du einen Beitrag dazu, dass unsere Bemühungen zum Schutz vor Kindeswohlgefährdung aktiv unterstützt werden. So machst du deutlich, dass du den Schutz von jungen Menschen als selbstverständlichen Auftrag in Deinem ehrenamtlichen Engagement verstehst. 

Wir sichern dir verbindlich zu, dass mit den erweiterten Führungszeugnissen entsprechend allen Datenschutzbestimmungen verfahren wird. 

Für weitere Fragen steht Dir XY zur Verfügung. 



Wir danken dir für deine Unterstützung und dein Engagement.

Mit freundlichen Grüßen, 

[bookmark: _GoBack] XY


Selbstverpflichtungserklarung

«

Die katholische Kirche will Mddchen und Jungen, jungen Frauen und Mdn-
nern Lebensrdume bieten, in denen sie ihre Personlichkeit, ihre Fahig-
keiten und Begabungen entfalten kénnen. Dies sollen geschiitzte Orte sein,
in denen junge Menschen sich angenommen und sicher fiihlen. Kinder und
Jugendliche brauchen und finden Vorbilder, die sie als eigenstdndige Per-
sonlichkeiten respektieren und unterstiitzen und denen sie vertrauen kon-
nen. Die Verantwortung fiir den Schutz von Mddchen und Jungen, jungen
Frauen und Mdnnern liegt bei den ehrenamtlichen und haupt- und neben-
beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesamtfeld der kirch-
lichen Arbeit im kinder- und jugendnahen Bereich. Diese sind zu einem
reflektierten Umgang mit ihren Schutzbefohlenen und zur zeitnahen und
angemessenen Thematisierung von Grenzverletzungen verpflichtet, die
durch ihre Kolleginnen und Kollegen oder durch die ihnen anvertrauten
Mddchen und Jungen, jungen Frauen und Mdnnern begangen worden sind.
Dies wird durch die Unterzeichnung dieser Selbstverpflichtungserkldrung

bekrdftigt.

Ich unterstiitze die Madchen und Jungen, jungen
Frauen und Manner in ihrer Entwicklung zu eigenver-
antwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeiten. Ich starke sie, fiir ihr Recht auf see-
lische und korperliche Unversehrtheit und ihr Recht
auf Hilfe wirksam einzutreten.

Meine Arbeit mit den mir anvertrauten Madchen und
Jungen, jungen Frauen und Mannern ist gepragt von
Wertschatzung und Vertrauen. Ich achte ihre Rechte
und ihre Wiirde.

Ich gehe achtsam und verantwortungsbewusst mit
Nahe und Distanz um. Ich respektiere die Intimsphare
und die personlichen Grenzen der Scham der mir an-
vertrauten Madchen und Jungen, jungen Frauen und
Manner und meine eigenen Grenzen. Ich beachte dies
auch im Umgang mit den Medien, insbesondere bei der
Nutzung von Handy und Internet.

Ich bemiihe mich, jede Form personlicher Grenzver-
letzung bewusst wahrzunehmen und die notwendigen
und angemessenen MaBnahmen zum Schutz der jungen
Menschen einzuleiten. Ich beziehe gegen diskriminie-
rendes, gewalttatiges und sexistisches Verhalten, ob
in Wort oder Tat, aktiv Stellung. Verhalten sich die im
kinder- und jugendnahen Bereich tatigen Personen se-
xuell Ubergriffig oder korperlich gewalttatig, setze ich
mich fir den Schutz der Madchen und Jungen, jungen
Frauen und Manner ein. Ebenso greife ich ein, wenn
die mir Anvertrauten andere in dieser Art attackieren.
Ich hore zu, wenn sie mir verstandlich machen moch-
ten, dass ihnen durch weitere Menschen seelische,
sexualisierte und korperliche Gewalt angetan wird.
Ich bin mir bewusst, dass seelische, sexualisierte und
korperliche Gewalt nicht nur von mannlichen, sondern
auch von weiblichen Tatern veriibt wird und dass nicht
nur Madchen, sondern auch Jungen haufig zu Opfern

e bbb

werden.
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Erzbistum g5 171 174 bis 17ac, 176 bis 1808, 1812, 182 bis
Paderborn  184f 225,232 bis 2333, 234, 235 oder 236 StGB.

Ich kenne die Verfahrenswege und die entsprechenden
(Erst-)Ansprechpartner fir mein (Erz-)Bistum, meinen
Verband oder meinen Trager. Ich weiB, wo ich mich
beraten lassen kann oder bei Bedarf Hilfe zur Klarung
und Unterstlitzung bekomme und werde sie in An-
spruch nehmen.

Ich bin mir meiner besonderen Vertrauens- und Autori-
tatsstellung gegeniiber den mir anvertrauten Madchen
und Jungen, jungen Frauen und Manner bewusst und
handele nachvollziehbar und ehrlich. Ich nutze keine
Abhangigkeiten aus.

Ich bin mir bewusst, dass jede sexualisierte Handlung
mit Schutzbefohlenen gegebenenfalls disziplinarische
und/oder strafrechtliche Folgen hat.

Ich wurde in Fragen des Kinder- und Jugendschutzes
unter Bericksichtigung der Vorgaben der Ordnung zur
Pravention von sexuellem Missbrauch an Minderjah-
rigen meines (Erz-)bistums geschult und weitergebil-
det.

Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat im
Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt' rechtskraf-
tig verurteilt worden bin und auch insoweit kein Er-
mittlungsverfahren gegen mich eingeleitet worden ist.
Fur den Fall, dass diesbezuglich ein Ermittlungsverfah-
ren gegen mich eingeleitet wird, verpflichte ich mich,
dies meinem Dienstvorgesetzten bzw. der Person, die
mich zu meiner ehrenamtlichen Tatigkeit beauftragt
hat, umgehend mitzuteilen.

Name, Vorname Geburtsdatum

StraBe

PLZ Ort

Datum / Unterschrift






Weitere Informationen zum Thema Kinder Schiitzen

sowie Ansprechpartner/-innen im Erzbistum Paderborn:
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Erzbistum

Paderborn

Erzbistum Paderborn

Domplatz 3

33098 Paderborn

Tel.: 05251 125-0
info@erzbistum-paderborn.de
www.erzbistum-paderborn.de

A

BDKJ-Didzesanverband Paderborn
Am Busdorf 7

33098 Paderborn

Tel.: 05251 2888-400
info@bdkj-paderborn.de
www.bdkj-paderborn.de







Vorlage zur Bestatigung der Dokumentation der Einsichtnahme in das
erweiterte Flhrungszeugnis

Dokumentation der Einsichtnahme in erweiterte Fiilhrungszeugnisse gemali
8§ 72a SGB VIII des freien Tragers der Jugendhilfe
(Name Stamm/Bezirk)

Entsprechend dem Bundeskinderschutzgesetz ist zu tGiberprifen ob ein Eintrag tGiber eine
rechtskraftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a,
182 bis 1849, 184i, 201a Absatz 3, sowie 8§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des
Strafgesetzbuchs vorhanden ist.

Wir weisen darauf hin, dass entsprechend § 72 a SGVIII jede Person von einer Tatigkeit in der
Jugendarbeit auszuschliel3en ist, die entsprechend der oben angefiihrten Paragrafen
rechtmafig verurteilt ist.

Das erweiterte Fiihrungszeugnis darf nicht alter als 3 Monate sein. Eine erneute Einsichtnahme ist
nach funf Jahren vorzunehmen.

Vorname des*der Mitarbeiter*in Nachname des*der Mitarbeiter*in

Anschrift

Der*die oben genannte Mitarbeiter*in hat ein erweitertes Fihrungszeugnis zur Einsichtnahme
vorgelegt.

Das erweiterte Filhrungszeugnis wurde ausgestellt am:

Datum

Es ist kein Eintrag Gber eine rechtskraftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis
174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, sowie 8§ 225, 232 bis 233a, 234, 235
oder 236 des Strafgesetzbuchs vorhanden.

Hiermit erklare ich mich mit der Speicherung der oben angegebenen Daten einverstanden. Geman
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 72a (5) SGB VIl ist eine Weitergabe der Daten nicht
gestattet.

Die Daten sind spatestens drei Monate nach Beendigung der Tatigkeit fir den freien Trager der
Jugendhilfe zu I6schen. Kommt es zu keiner Mitarbeit sind die Daten unverziiglich zu I6schen.

Ort, Datum

Unterschrift der fiir die Einsichtnahme Unterschrift des*der Mitarbeiter*in
zustandigen Person des Jugendverbandes/Tragers






MUSTER - Vereinbarung nach § 72a SGB VIII

Zwischen dem
LVR-Landesjugendamt Rheinland
als Uberortlichem Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe (nachfolgend Landesjugendamt),

vertreten durch (Name),

und dem/der

(nachfolgend freier

Trager),

vertreten durch

wird folgende Vereinbarung zur Umsetzung von § 72a SGB VIII im Land Nordrhein-

Westfalen geschlossen:

- Hier ist die genaue Verbandsbezeichnung einzutragen.

- Jede mittlere Ebene ist als Unterglieder als eigenstdndiger freier Trager nach
§ 75 SGB VIII anerkannt und muss eine Vereinbarung unterzeichnen.

- Wenn kein Vorstand auf der mittleren Ebene tatig ist, kann auch keine
MaBnahme angeboten worden. Insofern kann auch keine Vereinbarung
geschlossen werden.

- Optional sollten jedoch die mittleren Ebenen angegeben werden

g1
Schutzauftrag
(1) Es ist Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe, Kinder und Jugendliche vor Gefahren flr
ihr Wohl zu schiitzen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII).
(2) § 72a SGB VIII konkretisiert diesen Schutzauftrag, indem die Vorschrift einschlagig
vorbestrafte Personen von Tétigkeiten in der Kinder- und Jugendhilfe ausschlieBt. Die
Umsetzung dieses Tatigkeitsausschlusses obliegt den Uberértlichen Tragern der

Jugendhilfe, sofern der freie Trager Uberregional tatig wird.

- Es sind nur Personen auszuschlieBen die nach den einschldgig genannten
Paragraphen einen Eintrag haben
- Die Gewéhrleistungspflicht liegt beim &ffentlichen Tréger. Die Verantwortung zum

Ausschluss liegt nach Abschluss der Vereinbarung beim freien Tréger
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§2

Geltungsbereich
(1) Die Vereinbarung gilt fir alle Leistungen nach §§ 11 ff. SGB VIII, die der freie
Trager Uberregional anbietet. Die Leistung ist Gberregional, wenn sie in mindestens zwei
Jugendamtsbezirken in Nordrhein-Westfalen angeboten wird. Leistungen, die nur in
einem Jugendamtsbezirk angeboten werden, sind von dieser Vereinbarung nicht erfasst.
(2) Die Vereinbarung gilt nur fiir den freien Trager, der sie abgeschlossen hat. Sie
bindet keine Unterorganisationen des freien Tragers. Etwas anderes gilt nur, wenn der
freie Trager gegenliber seinen Unterorganisationen ein Weisungsrecht hat. In diesen
Fallen sind auch die Unterorganisationen an diese Vereinbarung gebunden. Die
Unterorganisationen, auf die sich diese Vereinbarung bezieht, sind in der Anlage 1

aufgeftihrt.

- Uberregional = 2 Jugendamtsbezirke
- Entscheidend ist die Zustédndigkeitsdefinition des Verbandes nicht das
Anmeldeverhalten der Jugendlichen und Kinder

- Klarung der MV ob ein Weisungsrecht flir die Untergliederungen besteht

§3
Gesamtkonzept Pravention und Schutz
Den Vereinbarungspartnern ist bewusst, dass die Einsichtnahme in Flihrungszeugnisse
lediglich ein Bestandteil eines umfassenden Praventions- und Schutzkonzeptes ist, das
durch den freien Trager zu erstellen und vorzuhalten ist. Dieses Gesamtkonzept sollte
sich nicht nur auf die Kinder- und Jugendhilfe im Sinne des SGB VIII, sondern dariber

hinaus auf alle beziehen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten.

- Jeder Regional und Mitgliedsverband braucht ein Préventions- und Schutzkonzept
- Grundlage flir uns kann die Préventions- und Ausbildungsordnung sein

- Weitere Grundlage sind verbandsinterne Entscheidungen

§4
Hauptamtlich Beschaftigte
(1) Der freie Trager gewahrleistet, dass er keine Person hauptamtlich beschéftigt, die
wegen einer der in § 72a Abs. 1 SGB VIII in der jeweils glltigen Fassung genannten

Straftaten aus dem Strafgesetzbuch (StGB) verurteilt worden ist.
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(2) Der freie Trager verpflichtet sich gemaB § 72a Abs. 2 SGB VIII, sich von allen
hauptamtlich neu einzustellenden Personen vor Aufnahme der Tatigkeit ein erweitertes
Fihrungszeugnis nach § 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) vorlegen zu
lassen.

(3) Das erweiterte Filhrungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht alter als drei

Monate sein. Der freie Trager verpflichtet sich weiter, von hauptamtlich Beschaftigten

die regelmaBige Wiedervorlage eines erweiterten Flihrungszeugnisses im Abstand von

finf Jahren zu verlangen. Bei Anhaltspunkten fir eine Verurteilung nach einer in Abs. 1

genannten Straftat verpflichtet sich der freie Trager, unverzlglich die Vorlage eines

aktuellen erweiterten Fihrungszeugnisses zu verlangen.

(4) Bei Beschaftigungsverhaltnissen, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser

Vereinbarung bereits bestehen, verpflichtet sich der freie Trager, sich ein erweitertes

Fihrungszeugnis spatestens drei Monate nach Abschluss dieser Vereinbarung von dem

Beschaftigten vorlegen zu lassen. Dies gilt nur, wenn sich der freie Trager von den

derzeit Beschaftigten noch kein erweitertes Flihrungszeugnis hat vorlegen lassen. Flr

den Ubergangszeitraum soll der freie Tréger eine persdnliche Verpflichtungserkldrung

(Anlage 2) des Beschaftigten einholen, sofern im Arbeitsvertrag keine entsprechende

Regelung enthalten ist.

- Wir haben in diese Vereinbarung die Hauptamtlichen einbezogen. In der
Landesdefinition wird nicht zwischen Hauptamtlichen und Hauptberuflichen
differenziert.

- Der Absatz 4 ist flir uns ohne Bedeutung, da es bei uns einschldgige Vorschriften
gibt

§5
Neben- und ehrenamtlich titige Personen

(1) Der freie Trager verpflichtet sich, unter seiner Verantwortung keine neben- oder

ehrenamtlich tatige Person zu beschéaftigen, die wegen einer der in § 72a Abs. 1 SGB

VIII in der jeweils gliltigen Fassung genannten Straftaten aus dem Strafgesetzbuch

(StGB) verurteilt worden ist und die in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und

Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder

einen vergleichbaren Kontakt hat. Der freie Trager hat von Personen, die neben- oder

ehrenamtlich fir den freien Trager tatig werden wollen, ein erweitertes Fihrungszeugnis
nach § 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) zu verlangen, wenn
1. eine Aufgabe im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe unter Verantwortung des
freien Tragers wahrgenommen wird,
2. die Aufgabe o6ffentlich finanziert ist,
3. Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzogen oder ausgebildet werden

oder ein vergleichbarer Kontakt besteht und
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4. nach Art, Intensitat und Dauer des Kontaktes ein erhéhtes Gefahrdungspotential
besteht.

Die Priifungshoheit (iber die unbestimmten Rechtsbegriffe liegt beim freien Trdger

(2) Bei Tatigkeiten, die eine gemeinsame Ubernachtung mit Kindern und Jugendlichen
vorsehen, ist der freie Trager unabhangig von Art, Intensitat und Dauer des Kontaktes
verpflichtet, sich vor der Ubernachtung ein erweitertes Fiihrungszeugnis vorlegen zu
lassen. Weitere Tatigkeiten, fir deren Wahrnehmung ein erweitertes Fihrungszeugnis

vorlegt werden muss, sind in der Anlage 3 aufgeftihrt.

- Ubernachtung entsprechend der Landesvereinbarung
- Genaue Definition haben wir in der Anlage drei ausgefiihrt sie ist

Vertragsbestandteil

(3) Bei allen Tatigkeiten, die nicht unter Absatz 2 fallen, muss der freie Trager prifen,
ob ein erweitertes Filhrungszeugnis erforderlich ist. Ob ein erhéhtes
Gefdahrdungspotential nach Art, Intensitat und Dauer des Kontaktes vorliegt, bestimmt

der freie Trager eigenverantwortlich anhand des in Anlage 4 angefligten Priifschemas.

- Anlage 4 ist Musterpriifschema ohne Vorgaben

(4) Hat die neben- oder ehrenamtliche Person bereits bei einem anderen freien Trager
(z.B. einer Gliederung eines Jugendverbands) ein erweitertes Flihrungszeugnis
vorgelegt, reicht es aus, wenn sich der freie Trager bei diesem Verband absichert, dass
das erweiterte Fihrungszeugnis dort vorgelegt wurde und keine Eintragungen enthielt.
Die neben- oder ehrenamtliche Person muss zuvor ihr Einverstandnis in diese Abfrage
erklaren. Die Erstvorlage des erweiterten Fiihrungszeugnisses darf zum Zeitpunkt der
Abfrage nicht langer als 5 Jahre zuriickliegen. Der Zeitpunkt der Wiedervorlage
bestimmt sich auch flir den zweitbeschaftigenden Verband bzw. freien Trager nach dem

Datum, an dem das erweiterte Fihrungszeugnis erstmalig vorgelegt wurde.

- Erreichte Ausnahmeregelung um Doppelbelastung zu vermeiden

- Formblatt wird noch zugestellt

(5) Ist es der neben- oder ehrenamtlichen Person wegen einer sich spontan oder
kurzfristig ergebenden Tatigkeit, fur die die Vorlage eines erweiterten

Fihrungszeugnisses nach § 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) erforderlich
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ware, nicht mdglich, dieses rechtzeitig vorzulegen, hat der freie Trager von der
betroffenen Person vor Aufnahme der Tatigkeit eine persdnliche Verpflichtungserklarung
einzuholen (Anlage 2). Gleiches gilt in den Fallen, in denen die neben- und ehrenamtlich

Tatigen ihren Wohnsitz im Ausland haben.

- Ausnahmeregelung

(6) Die Verpflichtung zur Vorlage eines erweiterten Filhrungszeugnisses besteht fir alle
Personen ab 14 Jahren, die neben- und ehrenamtlich flir den freien Trager tatig werden
wollen.

- Vorgabe durch die Landesvereinbarung wg. Strafmdindigkeit

- Ohne Bedeutung, da die Tétigkeit in der Anlage bestimmt wird

(7) Das erweiterte Fihrungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht alter als drei
Monate sein. Der freie Trager verpflichtet sich, von neben- und ehrenamtlich tatigen
Personen die regelmaBige Wiedervorlage im Abstand von funf Jahren zu verlangen. Bei
Anhaltspunkten fir eine Verurteilung nach einer in § 4 Abs. 1 dieser Vereinbarung
genannten Straftat verpflichtet sich der freie Trager, unverziiglich die Vorlage eines

aktuellen erweiterten Flihrungszeugnisses zu verlangen.

(8) Bei Personen, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Vereinbarung bereits
neben- oder ehrenamtlich fir den freien Trager tatig sind, verpflichtet sich der freie
Trdger, sich ein erweitertes Fiihrungszeugnis spatestens drei Monate nach Abschluss
dieser Vereinbarung von der neben- oder ehrenamtlich tatigen Person vorlegen zu
lassen. Dies gilt nur, wenn sich der freie Trdager von den derzeit Tatigen noch kein
erweitertes Fiihrungszeugnis hat vorlegen lassen. Fir den Ubergangszeitraum soll der
freie Trager eine personliche Verpflichtungserkldarung (Anlage 2) der neben- oder

ehrenamtlich tatigen Person einholen.

- Nach Abschluss drei Monate Zeit mit der Umsetzung

8§6
Datenschutz
(1) Der freie Trager ist verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestimmungen

einzuhalten.
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(2) Der freie Trager bewahrt die vorgelegten erweiterten Filhrungszeugnisse von

hauptamtlich Beschaftigten in deren Personalakte oder wie eine Personalakte auf.

- Arbeitsrechtliche Priifung ist erfolgt, Verfahren ist zuldssig.

- Hauptberufliche werden anders als Ehrenamtliche behandelt

(3) Von neben- und ehrenamtlich tatigen Personen darf der freie Trager

1. den Umstand, dass Einsicht in ein Fihrungszeugnis genommen wurde,

2. das Datum des Flihrungszeugnisses und

3. die Information, ob die das Flihrungszeugnis betreffende Person wegen einer

Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, erheben.

Diese Daten darf der freie Trager ohne Einwilligung des Betroffenen nur speichern,
soweit diese Daten zum Ausschluss des Betroffenen von der Tatigkeit erforderlich sind.
(4) Stehen die erhobenen Daten einer Tatigkeitsaufnahme der betroffenen Person nicht
entgegen, soll der freie Trager eine Einwilligungserklarung (Anlage 5) der betroffenen
Person einholen. Bei Vorlage einer solchen Einverstandniserklarung darf der freie Trager
folgende Informationen speichern:

1. den Umstand, dass Einsicht genommen wurde,

2. das Datum des Flihrungszeugnisses und

3. die Information, ob die Person wegen einer Straftat nach § 4 Abs. 1 dieser

Vereinbarung rechtskraftig verurteilt ist.

(5) Willigt die neben- oder ehrenamtlich tatige Person nicht in die Speicherung ihrer
Daten ein, darf der freie Trager nur den Zeitpunkt der Tatigkeitsaufnahme, um die
Wiedervorlage berechnen zu kénnen, oder das Datum der Wiedervorlage selbst
notieren.
(6) Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schiitzen. Sie sind unverziiglich zu
I6schen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tatigkeit der betroffenen
Person aufgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spatestens drei Monate nach der

Beendigung der Tatigkeit zu l6schen.

- Die Einwilligung der Weitergabe ist auf den unteren Ebenen zu beachten
- Ohne Einwilligung nur Einsichtnahme dokumentieren
§7
Inkrafttreten, Laufzeit

Diese Vereinbarung tritt am in Kraft. Sie ist auf unbefristete Zeit

geschlossen und kann von jedem Vereinbarungspartner mit einer Frist von 3 Monaten

zum Monatsende gekiindigt werden.





Ort, Datum

Unterschrift Landesjugendamt Unterschrift freier Trager





Anlage 1

Die am geschlossene Vereinbarung zwischen dem

LVR-Landesjugendamt Rheinland
als Uberortlichem Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe (nachfolgend Landesjugendamt),

vertreten durch Dieter Gobel,

und dem/der

(nachfolgend freier

Trager),

vertreten durch ,

gilt auch fir folgende Unterorganisationen des freien Tragers:






Anlage 2

Muster

Name, Anschrift der einwilligenden Person

Verpflichtungserklarung

Hiermit bestadtige ich, dass das Bundeszentralregister in Bezug auf meine Person keine
Eintragungen Uber Verurteilungen wegen Straftaten nach den §§ 171, 174 bis 174c,
176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des
Strafgesetzbuchs enthalt.

Ich verpflichte mich, eine Verurteilung nach den genannten Vorschriften unverziglich

dem freien Trager gegenliber anzuzeigen.

Ort, Datum Unterschrift



http://dejure.org/gesetze/StGB/171.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/174.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/174c.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/176.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/180a.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/181a.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/182.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/184f.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/225.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/232.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/233a.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/234.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/235.html

http://dejure.org/gesetze/StGB/236.html
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Anlage 3

Die Jugendverbande erbringen u.a. im Rahmen der §§ 11 und 12 SGB VIII folgende
Leistungen und Angebote entsprechend den Aufgaben des §2 Abs. 2 SGB VIII:

Angebote der auBerschulischen Jugendbildung mit allgemeiner, politischer,
sozialer, gesundheitlicher, kultureller, naturkundlicher und technischer Bildung,
Angebote der Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,

Angebote arbeitswelt-, schul- und familienbezogener Jugendarbeit,

Angebote interkultureller und internationaler Jugendarbeit,

Angebote der Kinder- und Jugenderholung,

Angebote der Jugendberatung,

den Betrieb von Jugendbildungsstatten, Jugendgéastehausern,
Jugendfreizeitstatten und Jugendzeltplatzen,

Angebote im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe,

Angebote flir besondere Zielgruppen und benachteiligte junge Menschen.

Fiar folgende Aktivitaten und Angebote des freien Tragers, gemessen nach Art,

Intensitdt und Dauer, ist von den entsprechenden Personen dem Vorstand / der Leitung

des freien Tragers ein erweitertes Fiihrungszeugnis nach § 30 BZRG zur Einsicht

vorzulegen; im Zweifelsfall entscheidet der Jugendverband, ob einer Vorlage

erforderlich ist:

a)

b)

Veranstaltungen, Projekte und MaBnahmen entsprechend den vorstehend

genannten Angeboten, bei denen folgende drei Kriterien erflillt werden:

1. Sich Teilnehmende persénlich beim Jugendverband anmelden und dieser
damit auch die Aufsichtspflicht iber Minderjahrige Gbernimmt,

2. die Leitung der MaBnahme vom Jugendverband eingesetzt und deren
Tatigkeit von ihm verantwortet wird und

3. durch Ubernachtungssituationen ein erhéhtes Macht- und
Hierarchieverhaltnis zu erwarten ist.

Bei ehrenamtlichen und nebenberuflichen Tatigen, die eine direkte

Leitungsfunktion Uber Minderjéhrige - z.B. im Rahmen der Zusammenarbeit

Schule und Jugendarbeit und Jugendfreizeitstattenarbeit - ibernehmen, bei der

durch den Altersunterschied oder durch das Hierarchie- und Machtverhaltnis

zwischen den betreuenden und betreuten Personen ein erhéhtes

Abhangigkeitsverhaltnis nicht ausgeschlossen werden kann.

Ausnahmetatbestande:
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a) Die Zustandigkeit des freien Tragers entféllt bei Angeboten, zu denen sich
Verbandsgruppen (z.B. Ortsgruppen) anmelden und die Leiterinnen und Leiter
der Verbandsgruppe die Aufsichtspflicht und Verantwortung fir ihre
Gruppenmitglieder haben. Insofern sind in diesen Fallen die Ortsgruppen als
selbststandige oOrtliche freie Trager der Jugendhilfe verantwortlich, dass die
Einsichtnahme in ein erweitertes Filhrungszeugnis stattgefunden hat.

b) Externe Referenten, deren Tatigkeit keine direkte Leitung der Gruppe beinhaltet,

sind von der Vorlagepflicht entbunden.
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Anlage 4

Priifschema zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in ein Fiihrungszeugnis fiir
neben-/ehrenamtlich tatige Personen

Tatigkeit:

Kinder/Jugendliche werden beaufsichtigt, betreut, ja nein
erzogen, ausgebildet oder vergleichbarer Kontakt

Zusatzlich bei Tragern der freien Jugendhilfe:

Wahrnehmung von Leistungen oder anderen Aufgaben ja nein
der Jugendhilfe gemadB § 2 Abs. 2 oder 3 SGB VIII

Finanzierung der Aufgabe durch die Jugendhilfe oder ja nein
durch sonstige kommunale 6ffentliche Mittel

Gefahrdungspotential bzgl. Gering Mittel Hoch

Art:

Vertrauensverhaltnis

Hierarchie-/Machtverhaltnis

Altersdifferenz

Risikofaktoren des Kindes/Verletzlichkeit

Intensitat:

Abwesenheitszeiten weiterer betreuender Personen

Abwesenheitszeiten weiterer betreuter
Kinder/Jugendlicher

Bei Gruppen: Haufigkeit von Mitgliederwechsel

Geschlossenheit (fehlende Einsehbarkeit) der
Raumlichkeiten

Grad an Intimitat des Kontaktes/Wirken in die
Privatsphare

Dauer:

Zeitlicher Umfang

RegelmaBigkeit
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AbschlieBende Einschatzung:

Einsichtnahme in Filhrungszeugnis ist notwendig

ja

nein

Begriindung:
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Anlage 5
Muster
Name, Anschrift der einwilligenden Person
Einwilligungserklarung
Ich willige ein, dass der/die (freier Trager)

1. den Umstand, dass Einsicht in das von mir vorgelegte erweiterte
Fihrungszeugnis genommen wurde,

2. das Datum des Flihrungszeugnisses und

3. die Information, ob ich wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176
bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des
Strafgesetzbuchs rechtskraftig verurteilt bin,
speichert.

4. diese Information an andere freie Trager der Jugendhilfe, ausschlieBlich als
Ersatz flir eine erneute Vorlage eines erweiterten polizeilichen

Fihrungszeugnisses, weitergeben kann.

Mir ist bekannt, dass ich meine Einwilligung jederzeit widerrufen kann.

Ort, Datum Unterschrift






Beispiele flr die Einschatzung der Tatigkeit unter Anwendung des Prifschemas

Prifschemanach § 72 a SGB Vil

Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss fir die Tatigkeit das
erweiterte Fuhrungszeugnis eingesehen werden. 7,5

unktwert
Die Tatigkeit: Waffelbacken Pfarrfes 0 Punkte* 1 Punkt 2 Punkte
ermdglicht den Aufbau eines Vertrauensverhaltnisses 1 Nein Vielleicht Gut moglich
beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhéltnis 0 Nein Nicht auszuschliefen | Ja
berlhrt die personliche Sphéare des Kindes/Jugendlichen 0 Nie Nicht auszuschliel3en Ja
(Sensible Themen / Kérperkontakt 0.8.)
wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 0 Ja Nicht immer Nein
findet in der Offentlichkeit statt 1 Ja Nicht immer Nein
findet mit Gruppen statt 2 Ja Hin und wieder auch Nein
mit Einzelnen
findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die Ja
geistige/korperliche Beeintrachtigunghaben 2
hat folgende Zielgruppe 1,5 Ab 16 J. 14 -16J. Unter 14 J.
findet mit regelmafig wechselnden Kindern/Jugendlichen Ja Teils, teils Nein
statt O
hat folgende Haufigkeit O Ein bis Mehrfach (z.B. auch RegelméRig
zweimal mehr als zwei Tage

hintereinander)

hat folgenden zeitlichen Umfang 0

Stundenweise

Mehrere Stunden
tagsuber

Uber Tag und Nacht
(Ubernachtung ist
grundsétzlich mit 10
Punkten zu werten)

Prifschema nach § 72 a SGB Vil

Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss fir die Tatigkeit das
erweiterte Fuhrungszeugnis eingesehen werden. 9

unktwert
Die Tatigkeit: Fahrdienst Messdiene 0 Punkte* 1 Punkt 2 Punkte
ermdglicht den Aufbau eines Vertrauensverhaltnisses 1 Nein Vielleicht Gut méglich
beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhaltnis 1 Nein Nicht auszuschliel3en Ja
berlhrt die personliche Sphéare des Kindes/Jugendlichen 1 | Nie Nicht auszuschliel3en Ja
(Sensible Themen / Kérperkontakt 0.8.)
wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 1 Ja Nicht immer Nein
findet in der Offentlichkeit statt 1 Ja Nicht immer Nein
findet mit Gruppen statt 1 Ja Hin und wieder auch Nein
mit Einzelnen
findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die Ja
geistige/korperliche Beeintrachtigunghaben
hat folgende Zielgruppe 2 Ab 16 J. 14 -16J. Unter 14 J.
findet mit regelmafig wechselnden Kindern/Jugendlichen Ja Teils, teils Nein
statt 1
hat folgende Haufigkeit O Ein bis Mehrfach (z.B. auch RegelméRig
zweimal mehr als zwei Tage

hintereinander)

hat folgenden zeitlichen Umfang 0

Stundenweise

Mehrere Stunden
tagsuber

Uber Tag und Nacht
(Ubernachtung ist
grundsétzlich mit 10
Punkten zu werten)

Prifschema nach § 72 a SGB Vil

Ab einer Punktzahl von 10 Punkten muss fir die Tatigkeit das

erweiterte Fiihrungszeugnis eingesehen werden. 15
unktwert
Die Tatigkeit:Leitung Gruppenstun 0 Punkte* 1 Punkt 2 Punkte
ermdglicht den Aufbau eines Vertrauensverhaltnisses 2 Nein Vielleicht Gut moglich
beinhaltet Hierarchie, ein Machtverhaltnis 2 Nein Nicht auszuschliel3en Ja
berlhrt die personliche Sphéare des Kindes/Jugendlichen 1 | Nie Nicht auszuschliel3en Ja
(Sensible Themen / Kérperkontakt 0.4.)
wird gemeinsam mit anderen wahrgenommen 1 Ja Nicht immer Nein
findet in der Offentlichkeit statt 2 Ja Nicht immer Nein
findet mit Gruppen statt 0 Ja Hin und wieder auch Nein
mit Einzelnen

findet mit Kindern/Jugendlichen statt, die Ja
geistige/korperliche Beeintrachtigunghaben
hat folgende Zielgruppe 2 Ab 16 J. 14 -16J. Unter 14 J.
findet mit regelm&nRig wechselnden Kindern/Jugendlichen Ja Teils, teils Nein
statt 2
hat folgende Haufigkeit 2 Ein bis Mehrfach (z.B. auch RegelmaRig

zweimal mehr als zwei Tage

hintereinander)

hat folgenden zeitlichen Umfang 1

Stundenweise

Mehrere Stunden
tagsiber

Uber Tag und Nacht
(Ubernachtung ist
grundsétzlich mit 10
Punkten zu werten)







Vorlage Beantragung eines erweiterten Fihrungszeugnisses
(inkl. Kostenbefreiung)

Erweitertes Fliihrungszeugnis nach §§ 30 und 30 a BZRG

Hiermit wird bestatigt, dass der Trager
(Name des Stammes /Bezirkes) entsprechend § 72 a Sozialgesetzbuch VIl die persénliche Eighung
von ehrenamtlichen, nebenamtlichen und hauptamtlichen Mitarbeiter*innen zum Zwecke der
Betreuung von Minderjahrigen anhand eines Flihrungszeugnisses gem. § 30 Absatz 5 BZRG und § 30a
Absatz 1 BZRG zu Uberprifen hat.

Mitarbeiter*in (Antragsteller*in)

Name, Vorname:

geboren am: in:

StraRe, H-Nr.:

PLZ, Ort:

ist aufgefordert, ein erweitertes Fiihrungszeugnis nach § 30 a BZRG vorzulegen.

Wir bitten um umgehende Ubermittlung an den Antragsteller, damit die personliche Eignung zeitnah
Uberprift werden kann.

Folgender Absatz gilt nur, wenn er angekreuzt ist:

[0 Der*die Antragstellende bendétigt das erweiterte Fiihrungszeugnis, weil sie*er als
ehrenamtliche*r Helfer*in in der Kinder- und Jugendarbeit tatig ist. Fiir diese Tatigkeit wird keine
Verglitung oder Gehalt gezahlt und auch keine anderweitigen wirtschaftlichen Vorteile gewahrt.
Es wird der Antrag gestellt, fiir die Erteilung des Flihrungszeugnisses eine Geblhrenbefreiung
gem. § 12 JVKostO auszusprechen.

Ort, Datum Unterschrift/Stempel des Tragers






§ 72a SGB 8 - Einzelnorm https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/ 72a.html

@ Bundesministerium Bundesamt
der Justiz und fiir Justiz
fiir Verbraucherschutz

€ Zuriick weiter ®
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIIl) - Kinder- und Jugendhilfe -
(Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBI. | S. 1163)
§ 72a Tatigkeitsausschluss einschlagig vorbestrafter Personen

(1) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe dirfen fiir die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe
keine Person beschaftigen oder vermitteln, die rechtskraftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176
bis 180a, 181a, 182 bis 1849, 184i, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs
verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in regelmafigen
Abstanden von den betroffenen Personen ein Flihrungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen.

(2) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Tragern der freien Jugendhilfe
sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist,
beschéftigen.

(3) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder
ehrenamtlich tatige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, in
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendbhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe tber die
Tatigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensitat und Dauer des
Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Flhrungszeugnis nach Absatz
1 Satz 2 wahrgenommen werden drfen.

(4) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Tragern der freien Jugendhilfe sowie
mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tatige
Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen
vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trager der &ffentlichen Jugendhilfe mit den Tragern der freien Jugendhilfe
Vereinbarungen lber die Tatigkeiten schlieRen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensitat
und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das
Flhrungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dirfen.

(5) Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe diirfen von den nach den Absatzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur
den Umstand, dass Einsicht in ein Fiihrungszeugnis genommen wurde, das Datum des Fiihrungszeugnisses und die
Information erheben, ob die das Fiihrungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1
rechtskraftig verurteilt worden ist. Die Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe dirfen diese erhobenen Daten nur
speichern, verandern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tatigkeit, die Anlass zu der
Einsichtnahme in das Fiihrungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu
schiitzen. Sie sind unverziglich zu I6schen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tatigkeit nach Absatz 3
Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spatestens drei Monate nach der
Beendigung einer solchen Tatigkeit zu lI6schen.
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